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BAGüS SGB IX-14  Münster, 31.01.2014  
 

Mitglieder-Info Nr.  9/2014 
Weiterleitungspraxis der Krankenkassen nach § 14 SG B IX zu Lasten der Sozialhilfeträger  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

auf der Sitzung des FA I vom 09. bis 11.04.2013 in Berlin wurde unter TOP 6.4 die Weiterleitungs-
praxis der gesetzlichen Krankenversicherung nach § 14 SGB IX, insbesondere bezüglich Anträgen 
auf Treppensteighilfen, erörtert. Wie dort berichtet, hat sich auch die Konferenz der Obersten Lan-
dessozialbehörden (KOLS) auf der Frühjahrstagung 2013 mit diesem Thema befasst. 

Die KOLS hatte sich mit dem als Anlage 1  beigefügten Schreiben vom 29.04.2013 deswegen an 
das Bundesministerium für Gesundheit gewandt und darum gebeten, die gesetzlichen Krankenkas-
sen für die Problematik zu sensibilisieren und auf eine Änderung der zum Teil übereilten Weiterlei-
tungspraxis hinzuwirken. 

Mit Schreiben vom 23.09.2013 hat das Bundesministerium für Gesundheit der KOLS geantwortet. 
Dieses Schreiben habe ich als Anlage 2  beigefügt. 

Neben der Bewertung der BSG-Entscheidung vom 07.10.2010 (B 3 KR 13/09 R) – vgl. hierzu Mit-
glieder-Info Nr. 24/2011 – weist das BMG in seiner Antwort darauf hin, dass davon ausgegangen 
werde, dass die Weiterleitung von Anträgen auf Versorgung mit mobilen Treppensteighilfen an So-
zialhilfeträger grundsätzlich der geltenden Rechtslage entspreche. Im Hinblick auf das dabei einzu-
haltende Verfahren habe der GKV-Spitzenverband den Krankenkassen in einem aktuellen Rund-
schreiben auf die Berücksichtigung der in den Gemeinsamen Empfehlungen zur Zuständigkeitsklä-
rung beschriebenen Grundsätze bei der Weiterleitung von Anträgen hingewiesen. 

Das Thema soll auf der diesjährigen Frühjahrssitzung der KOLS erneut aufgerufen werden. 

Ich habe das Thema für die Beratungen in der Frühjahrssitzung des FA I vorgesehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 
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